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betrieben, die Dienstpläne ohne Rücksicht auf die 
Leistungsfähigkeit der Kraftfahrer aufstellen und 
übermüdete Fahrer Einsetzen, zur Verantwortung zu 
ziehen, insbesondere dann, wenn dadurch ein Unfall 
verursacht worden ist.

In diesem Zusammenhang soll noch auf § 35 Abs. 1 
Satz 2 StEG hingewiesen werden, der Angehörigen der 
bewaffneten Streitkräfte Straffreiheit garantiert, wenn 
sie die Ausführung eines Befehls verweigern, über­
müdet ein Kraftfahrzeug zu lenken. Dieser Befehl 
würde gegen das Strafgesetz, nämlich gegen § 5 Abs. 1 
StVO, verstoßen.

* t

Unser geltendes Strafrecht läßt es durchaus zu, Vor­
gesetzte, die ein rechtswidriges Verhalten ihnen unter­
stellter Fahrer veranlassen oder auch nur wissentlich 
dulden, zu bestrafen und damit auf sie erzieherisch 
einzuwirken.

Am einfachsten ist dieses Problem zu lösen, wenn 
der Kraftfahrer zum Genuß großer Mengen alkoholi­
scher Getränke verleitet wird oder der Vorgesetzte 
ihm beim Alkoholgenuß behilflich ist, indem er zum 
Beispiel einige „Lagen“ bestellt oder die Zeche be­
zahlt. Hier liegt eine Anstiftung bzw. Beihilfe zu einem 
Vergehen gern. § 49 StVO vor3 4. Stets ist ferner die 
Verantwortlichkeit gern. §§ 44 und 45 ASchVO in Ver­
bindung mit §§ 1 und 2 ASAO Nr. 361 zu prüfen. Diese 
dürfte z. B. stets dann gegeben sein, wenn ein lei­
tender Mitarbeiter eines Verkehrsbetriebes duldet, daß 
ein betrvmkener Fahrer die Fahrt antritt. Wird in­
folge des Alkoholgenusses ein Unfall mit Personen­
schaden verursacht, So ist der betreffende Vorgesetzte 
gleichzeitig (in Tateinheit) wegen fahrlässiger Tötung 
bzw. fahrlässiger Körperverletzung zu bestrafen. 
Außerdem ist er gegebenenfalls zivil- oder arbeits­
rechtlich zum Schadensersatz verpflichtet.

Bei Verstößen gegen die anderen Vorschriften der 
Straßenverkehrsordnung — die ja Übertretungscharak- 
ter tragen — ist nach § 48 StGB eine Anstiftung eben­
falls strafbar, die Strafbarkeit der Beihilfe ist jedoch 
durch den Wortlaut des § 49 StGB i ausgeschlossen, 
denn dieser spricht ausdrücklich nur von der Hilfe­
leistung zu „einer als Verbrechen oder Vergehen mit 
Strafe bedrohten Handlung“. Die Straflosigkeit der 
Beihilfe zur Übertretung als solcher schließt jedoch 
nicht aus, daß wegen Handlungen, die t a t s ä c h l i c h  
eine wissentliche Beihilfe zu einer Übertretung nach 
den Vorschriften der StVO darstellen, eine Bestrafung 
nach den Bestimmungen zum Schutze der Arbeitskraft 
oder wegen fahrlässiger Tötung bzw. Körperverletzung 
eintritt, wenn die Übertretung des Fahrers einen Un­
fall herbeigeführt hat. •'Derartige Straftaten können 
auch durch Unterlassen begangen werden. Voraus­
setzung ist dann natürlich, daß der Täter zu einem 
Personenkreis gehört, der rechtlich zum Einschreiten 
gegen das vorschriftswidrige ■■Verhalten des Kraft­
fahrers verpflichtet ist. Hierzu gehörigen die in § 2 
ASchVO genannten Funktionäre*.

3 Das bezieht sich selbstverständlich nicht nur auf Vorge­
setzte. Jeder, der einen Kraftfahrer überredet, größere Mengen 
alkoholischer Getränke zu sich zu nehmen, obwohl er weiß, 
daß dieser mit einem Kraftfahrzeug unterwegs ist, macht sich 
einer Anstiftung zu einem Vergehen gern. § 49 StVO oder einer 
Übertretung gern. § 5 Abs. 1 StVO schuldig. Ist er ihm irgend­
wie beim Alkoholgenuß behilflich, indem er z. B. einige Lagen 
spendiert oder die ZeChe bezahlt, liegt (bei Vergehen gern. 
§ 49 StVO) Beihilfe vor. Obwohl derartige Fälle in der Praxis 
sehr häuflg Vorkommen (insbesondere bei Beifahrern), ist mir 
kein Fall bekannt, daß ein solcher Anstifter oder Gehilfe ein­
mal angeklagt worden wäre. Die Staatsanwälte, vor allem die 
Verkehrsstaatsanwälte, und die Volkspolizei sollten diesen 
Zustand baldigst beseitigen, denn es ist nicht einzusehen, daß 
ausgerechnet bei diesen Delikten, die sehr häufig sind und 
bereits aus diesem Grunde eine erhebliche gesellschaftliche 
Gefahr darstellen, Anstifter und Gehilfen überhaupt nicht zur 
Verantwortung gezogen werden, wie, das bei jeder anderen 
Straftat selbstverständlich ist.

4 Rechtlich zum Handeln verpflichtet sind auch Angehörige 
der Volkspolizei. Sie machen sich einer Beihilfe zu einem 
Verbrechen nach § 49 StVO schuldig, wenn sie einem be­
trunkenen Fahrer gestatten weiterzufahren. Aus der Praxis 
der Potsdamer Verkehrsstrafkammer sind mir einige Fälle 
bekannt, in denen sich angeklagte Kraftfahrer in der Haupt­
verhandlung darauf beriefen, daß der kontrollierende Ver­
kehrspolizist trotz Wahrnehmung des Alkoholgenusses die 
Weiterfahrt gestattet habe. Kommt es bei der Weiterfahrt in­
folge des Alkoholgenusses zu einem Verkehrsunfall mit Per­
sonenschaden, so ist der pflichtvergessene Volkspolizist auch 
wegen fahrlässiger Körperverletzung bzw. Tötung strafrecht­
lich verantwortlich.

Die durch § 2 ASchJVO für den Arbeitsschutz ver­
antwortlich gemachten Personen sind gem. § 1 Abs. 2 
der ASAO Nr. 361 auch für die Einhaltung aller 
„polizeilichen Verkehrsvorschriften“ verantwortlich. Ist 
eine .Übertretung gegen diese Vorschriften, zu denen 
insbesondere die Normen der StVO und der StVZO 
gehören, ursächlich für einen Unfall mit Personen­
schaden, so liegt mit der Anstiftungs- bzw. tatsäch­
lichen Beihilfehandlung zu der Übertretung und dem 
Verstoß gegen die §§ 44 oder 45 ASchVO gleichzeitig 
(tateinheitlich) eine fahrlässige Tötung oder Körper­
verletzung gern. §§ 222 bzw. 230 StGB vor. '

Diese Lösung des Problems der strafrechtlichen Mit­
verantwortlichkeit von Vorgesetzten für Verkehrs­
unfälle, die durch vorschriftswidriges Verhalten ihnen 
unterstellter Kraftfahrer verursacht werden, ist nicht 
nur juristisch richtig, sondern entspricht auch den 
praktischen Bedürfnissen. Vom sozialistischen Stand­
punkt aus ist nicht einzusehen, warum gerade bei 
schuldhaft herbeigeführten Unfällen im Straßenver­
kehr — das gleiche gilt natürlich auch für die Eisen­
bahn, die Schiffahrt und den Luftverkehr — nur der 
Kraftfahrer verantwortlich gemacht werden soll, nicht 
aber der Vorgesetzte, der sein rechtswidriges Verhal­
ten angeordnet oder wissentlich geduldet hat.

Eine Gerichtsentscheidung, welche diese Grundsätze 
außer acht läßt, kann niemals erzieherisch wirken in 
der Richtung, daß sie leitende Funktionäre auf ihre 
hohe Verantwortung für die Sicherheit von Leben 
und Gesundheit der werktätigen Menschen hinweist. 
Es muß dann zwangsläufig der Eindruck entstehen, als 
wollten unsere Staatsorgane alle Schuld an einem 
Unfall auf den ,einzelnen Werktätigen abwälzen. Der 
bürgerlichen Theorie vom „Selbstverschulden“ würde 
damit Vorschub geleistet, und. gerade sie ist ein ernstes 
Hindernis bei der Entwicklung des Unfallschutzes in 
den Betrieben.

*

Sowohl dem Urteil der Verkehrsstrafkammer als 
auch dem des Bezirksgerichts kann insoweit nicht zu­
gestimmt werden, als sie sich mit der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit des Angeklagten K., der ja der 
Vorgesetzte des Angeklagten A. war, befassen.

Das Kreisgericht hat zwar die Schuld des K. fest­
gestellt3, ihn jedoch lediglich wegen Verstoßes gegen 
die ASchVO in Verbindung mit § 2 der ASAO Nr. 361 
und § 7 (jetzt § 5) StVO verurteilt. Auf die sehr 
naheliegende Frage, warum bei K. nicht auch eine 
Bestrafung wegen fahrlässiger Körperverletzung er­
folgte, ■ ist die Strafkammer in dein Urteilsgründen 
überhaupt nicht eingegahgen. Der Berufungssenat hat 
sich jedoch mit diesem Problem auseinandergesetzt 
und die Verantwortlichkeit des Angeklagten K. für die 
durch den Unfall verursachten körperlichen Verlet­
zungen der Fahrgäste mit der Begründung verneint, 
daß der Schutz der ASchVO sich nur auf die Arbeiter 
und Angestellten des jeweiligen Betriebes erstrecke.

Gegen diese Auffassung sind grundsätzliche Ein­
wände zu erheben. Das Bezirksgericht hat die ein­
fache und unwiderlegbare Tatsache außer acht ge­
lassen, daß bei einem Personenkraftverkehrsbetrieb 
die Sicherheit des Fahrzeugpersonals untrennbar mit 
der Sicherheit der Fahrgäste verbunden ist. Beides 
kann nicht isoliert voneinander gesehen werden. Die 
Ansicht des Bezirksgerichts muß zu unhaltbaren prak­
tischen Konsequenzen führen. Wenn z. B. ein verant­
wortlicher Mitarbeiter eines volkseigenen Kraftver­
kehrsbetriebes wissentlich duldet, daß ein Kraftfahrer 
betrunken oder mit einem technisch nicht einwand­
freien Fahrzeug die Fahrt antritt, und es werden da­
durch einige Fahrgäste oder andere Verkehrsteilneh­
mer — z. B. Radfahrer oder Fußgänger — schwer ver­
letzt, so könnte nur der Kraftfahrer wegen fahrlässiger 
Körperverletzung bestraft werden, nicht aber der Vor­
gesetzte. Kommen der Fahrer oder die Schaffnerin zu

5 Bei der Prüfung der Fahrlässigkeit hat die Strafkammer 
jedoch insofern nicht exakt gearbeitet, als sie — wie das Be­
zirksgericht richtig festgestellt hat — außer acht ließ, daß K. 
tatsächlich nicht wußte, daß A. in 50 Stunden nur drei Stun­
den geschlafen hat. Das vermag aber an der Schuldfrage 
nichts zu ändern, denn auch auf Grund der ihm bekannten 
Umstände mußte K. annehmen, daß A. seinen Dienst über­
müdet antreten würde.
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